
546 Neue Justiz 12/90

Gesetz zur Überleitung des Rundfunks (Fernsehen, Hörfunk) 
in die künftige Gesetzgebungszuständigkeit der Länder - 
Rundfunküberleitungsgesetz - vom 14.9.1990 (GBl. I Nr. 63 
S. 1563)
Die Vereinigung Deutschlands und die Wiederherstellung der Länder 
im Gebiet der bish. DDR erforderten ein Gesetz, das eine sachge­
rechte Überleitung des Rundfunks (Hörfunk und Fernsehen) in eine 
föderale Rundfunkstruktur sichert. Die Republik übt dabei treuhände­
risch und zeitlich befristet die Rundfunkkompetenz für die künftigen 
Länder aus. Spätestens bis zum 31. 12. 1991 ist der Rundfunk nach 
Maßgabe seiner föderalen Struktur durch gemeinsamen Staatsvertrag 
der fünf neuen Bundesländer und des Landes Berlin aufzulösen oder 
in Anstalten des öffentlichen Rechts einzelner oder mehrerer Länder 
zu überführen.6

VO über Tageseinrichtungen für Kinder vom 18.9.1990 
(GBl. I Nr. 63 S. 1577)*
Mit der VO über Tageseinrichtungen für Kinder wird in Ergänzung 
zum Gesetz zur Errichtung eines neuen Kinder- und Jugendhilfe­
rechts - Jungendhilfeorganisationsgesetz - vom 20.7. 1990 (GBl. 1 
Nr. 49 S.891) und im Hinblick auf die Übernahme des Gesetzes 
zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts - Kinder- und 
Jugendhilfegesetz (KJHG) — vom 26. 6. 1990 (BGBl. I. S. 1163) eine 
gesetzliche Grundlage geschaffen, die bis zum Inkrafttreten entspre­
chender landesrechtlicher Regelungen gilt.

VO über die Betreuung von Kindern in Tagespflege vom
18. 9.1990 (GBl. I Nr. 63 S. 1579)*
Im Kinder- und Jugendhilfegesetz ist zur Förderung von Kindern als 
alternatives Angebot zu Tageseinrichtungen die Tagespflege festge­
legt. Wenn es das Wohl des Kindes erfordert und dem Wunsch der 
Eltern entspricht, können von der Kommune Tagespflegestellen zur 
Verfügung feststellt werden. Die VO enthält Anforderungen an die 
Eignung der Tagespflegeperson und bestimmt die Erlaubnispflicht zur 
Ausübung dieser Tätigkeit. Zwischen Tagespflegeperson und Eltern 
wird ein Vertrag abgeschlossen.

VO über Grundsätze und Regelungen für allgemeinbildende 
Schulen und berufsbildende Schulen - Vorläufige Schulord­
nung - vom 18.9.1990 (GBl I Nr. 63 S. 1579)*
Mit dieser VO wird das Ziel verfolgt, einen Beitrag zur weiteren 
konsequenten demokratischen Erneuerung des Schulwesens zu lei­
sten. Mit Blick auf die künftige Kulturhoheit der Länder und unter 
Berücksichtigung des im Mai 1990 mit der VO über die Mitwir­
kungsgremien und Leitungsstrukturen im Schulwesen erfolgten Vor­
griffs für einen Teilbereich werden in der Vorläufigen Schulordnung 
weitere Festlegungen getroffen. So wird die o. g. VO ergänzt und 
dem dringenden Bedürfnis der Praxis Rechnung getragen, sich in der 
Arbeit an einer überschaubaren Rechtsvorschrift bis zum Inkrafttreten 
landesrechtlicher Regelungen orientieren zu können.

VO über die Ausbildung für Lehrämter vom 18. 9.1990 (GBl. I 
Nr. 63 S. 1584)*
Die grundlegende Neugestaltung der Lehrerausbildung, insb. die 
Einführung von Staatsprüfungen und eines Vorbereitungsdienstes, 
erforderten eine neue Rechtsetzung. Mit der VO werden für eine 
Übergangsperiode - bis zur Verabschiedung von Rechtsvorschriften 
in den Ländern - notwendige rechtliche Grundlagen für die Lehrer­
ausbildung geschaffen.

VO über Hochschulen - Vorläufige Hochschulordnung - vom
18.9.1990 (GBl. I Nr. 63 S.1585)*
Die Notwendigkeit dieser VO ergibt sich daraus, daß das Hochschul­
rahmengesetz der BRD entsprechend seinem Charakter als Rahmen­
gesetz der Umsetzung durch Ländergesetze bedarf. Da diese Län­
dergesetze, auch aufgrund ihrer demokratischen Vorbereitung, nicht 
kurzfristig erwartet werden können, sind konkrete hochschulrechtli- 
che Bestimmungen erforderlich, die den Ländern die Wahrnehmung 
ihrer bildungshoheitlichen Verantwortung ermöglichen, ln der VO 
sind sowohl die Paßfähigkeit zu den entsprechenden hochschulrecht- 
lichen Regelungen der BRD hergestellt, als auch einige Übergangs­
regelungen getroffen, die den bisher bestehenden Besonderheiten un­
seres Hochschulwesens Rechnung tragen (z. B. Forschungsstudium, 
Aspirantur, akademische Grade).

VO über die Errichtung von Studentenwerken vom 18. 9. 1990 
(GBl. I Nr. 63 S. 1606)*
Diese VO bildet die Grundlage für die Angleichung der Struktur des 
Hochschulwesens der DDR an die der Bundesrepublik, indem die 
Aufgaben der wirtschaftlichen sozialen, gesundheitlichen und kul­
turellen Betreuung der Studierenden aus dem Verantwortungsbereich 
der Universitäten, Hoch- und Fachschulen herausgelöst und selbstän­
digen Studentenwerken übertragen werden. Die Studentenwerke der 
BRD haben sich als effektive Form der Organisation von sozialen 
Prozessen für Studierende unter den Bedingungen der sozialen Markt­
wirtschaft und einer föderativen Staatsstruktur bewährt. Ausgehend 
von bundesdeutschen Erfahrungen soll die VO dazu dienen, die 
Grundsätze für eine möglichst einheitliche Vorgehensweise in den 
Ländern festzuschreiben und die Grundlage für spätere Studenten­
werkgesetze der Länder zu bilden.

АО über den Bau und Betrieb von Garagen vom 10. 9.1990 
(GBl. I Nr. 63 S. 1611)* •
Auf der Grundlage der Bauordnung regelt diese АО die technischen 
Anforderungen und enthält die Bau- und Betriebsvorschriften für die 
Einrichtung von Garagen.

АО Nr. 2 über die Gewährung von Stipendien an Direktstu­
denten, Forschungsstudenten und Aspiranten der Universi­
täten, Hoch- und Fachschulen - StipendienAO Nr. 2 - vom
17.8.1990 (GBl. 1 Nr. 63 S. 1617)*
Diese АО regelt die Verfahrensweise für die Berechnung des ein­
kommensabhängigen Erhöhungsbetrags des Grundstipendiums und 
trifft Festlegungen zu Sonderfällen. Sie ist bis zum 31. 12. 1990 
anzuwenden.

i Gesetz zum Vertrag zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland über die Her­
stellung der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - vom
31.8.1990 (Verfassungsgesetz) vom 20.9.1990 (GBl. I Nr. 64 

I S. 1627)*
Veröffentlicht sind in diesem GBl.: der Einigungsvertrag (S. 1629), 
das Protokoll (S. 1645), die Anlagen 1 bis III, die Gemeinsame Er- 

; klärung beider Regierungen zur Regelung offener Vermögensfragen 
vom 15.6. 1990 (S. 1977) und die Vereinbarungen vom 18.9. 1990 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundes­
republik Deutschland zur Durchführung und Auslegung des Eini­
gungsvertrages (S. 1979).

Mit Inkrafttreten des Einigungsvertrages traten folgende Gesetze 
in Kraft, die in diesem GBl. abgedruckt sind:
- Gesetz über besondere Investitionen in dem in Art. 3 des Eini­

gungsvertrages genannten Gebiet,
I - Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen,

; - Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und die 
Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz - DMBilG).

! - Gesetz zur Regelung des Kirchensteuerwesens.

Gesetz zum teilweisen Straferlaß vom 28.9.1990 (GBl. I Nr. 65 
S. 1987)
Dieses Gesetz regelt, daß denjenigen Personen, die vor dem 1.7.1990 
durch ein Gericht der DDR zu einer zeitigen Freiheitsstrafe verurteilt 
wurden und deren Strafe noch nicht oder noch nicht vollständig 
vollzogen ist - ausgenommen sind bestimmte Deliktsgruppen -, die 
ausgesprochene Freiheitsstrafe um ein Drittel ermäßigt wird.

Nachtrag:

Nach der VO über die Behandlung rückständiger Unterhalts­
zahlungen vom 4.7.1990 (GBl. I Nr. 46 S. 812) sind rückständi­
ge Unterhaltsforderungen von Unterhaltsberechtigten, die vor dem 
1.7. 1990 fällig waren, in vollem Nominalwert in Deutscher Mark 
zu leisten, d. h. für je eine Mark der DDR kommt eine Deutsche 
Mark in Ansatz.

Ausgearbeitet von: JOACHIM LEHMANN mul ULRIKE RIEGER

6 In Art. 36 des Einigungsvertrages wurden hierzu Festlegungen getroffen.


